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Reform der kommunalen
RechnungSveviNon .

Von Diplomvolkswirt Dr. rer . pol . Karl
Karlsruhe i . B.

>ö h r e r .

IV . (Schluß ) '
Mcht minder wichtig wie die Frage der Unabhängigkeit ist die

Frage der Qualifikation der Revisionsorgane . Der Schwer -
Punkt aller Revisionsarbeit bei den Gemeinden — und nicht
nur bei diesen , sondern auch bei allen übrigen öffentlichen Kör -
perschaften , beim Reich und bei den Ländern — liegt heute beim
mittleren Revisionsbeamten . Daß die Revisionsabteilungen der
Gemeinden und Städte , die Rechnungshöfe sowie die revidie -
renden Staatsaufsichtsbehörden meist akademisch gebildete Vor -
stände oder Mitglieder haben , ändert daran nichts , denn man
weiß aus der Praxis , daß sie oft genug nur das Material auf -
greifen , das den mittleren Revisionsbeamten bei der Prü -
fung auffällt , daß sie jedoch in den seltensten Fällen selbst in
die Rechnung hineinsehen . Allerdings verschlägt das auch nicht
viel , denn meist sind es „Nur -Juristen " , von denen sich be-
kanntlich manche mit dem „kleinlichen " Revisionswesen nicht
befreunden können .

Es ist ganz klar , daß eine Reform des Revisionswesens nicht
an der Personalfrage vorbeigehen kann . Mit der Umgestaltungder Revision zu einer Wirtschaftsprüfung und Wirtschafts -
beratung muß notwendigerweise wirtschaftswissenschaftlich ge¬
schultes Personal die Geschäfte übernehmen - Zur formalen
Rechnungsprüfung und zu einsacken sachlichen Prüfungsarbei »
ten wird man auch weiterhin — schon aus Ersparnisgründen —
den nichtakademischen Beamten verwenden , aber die wichtigeren
Prüfungsgeschäfte und die Wirtschaftsberatung können unmög »
Iich der mittleren Beamtenschaft überlassen werden . Damit
soll den jetzigen Revisionsbeamten , die im Rahmen der gege-
denen Möglichkeiten zweifellos ihr Bestes getan haben , durch -
aus nicht nahegetreten werden , man darf ihnen aber nicht Auf -
gaben übertragen , die sie ihrer ganzen Vorbildung nach einfach
nicht erfüllen können . Wer heut « in Wirtschaftsfragen der
Kommunen ein sachverständiges Urteil abgeben will , kann ein
Studium der einschlägigen Disziplinen , wie sie eben nur an
den Universitäten und Handelshochschulen gelehrt werden , nicht
entbehren . Man kann beispielsweise keine wirtschaftswissen -
schaftlich maßgebende Meinung haben über die Bedingungen
einer kommunalen Anleihe , über die Bilanz eines Erwerbs -
betriebs , über Gebührentarife für Gas , Wasser , Strom , Stra -
ßenbahnen usw ., über die wirtschaftlichen Auswirkungen von
Kommunalsteuern , über die Geschäftspolitik kommunaler Geld -
institute , über die wirtschaftlichen Entwicklungsmöglichkeiten
einer Kommune in industrieller oder kommerzieller Richtung ,
über kommunale Bauplatzspekulationen und die vielen sonstigen
Gemeindewirtschaftsfragen , wenn man die großen national -
ökonomischen und betriebswirtschaftlichen Zusammenhänge nicht
kennt , dem komplizierten Getriebe des Geld - und Kapitalmark -
tes und der Banken und Börsen nur laienhaft gegenübersteht ,
die theoretischen Grundlagen der Kalkulation und Bilanz nicht
beherrscht , die tausendfältigen Einwirkungen der öffentlichen
Finanzgebarung auf die Volkswirtschaft und die Einzelwirt -
schaften nicht überschaut , sich über Rentabilitäts - und Ration « -
kisierungsprobleme u. dgl . kein eigenes Urteil bilden kann . In
einer Zeit , in der größere Privatbetriebe teils freiwillig , teils ge-
zwungen sich der wissenschaftlichen Wirtschaftsberatung bedienen ,
wäre es nicht zu verantworten , wenn die Kommunen auf die
Lorteile einer Prüfung und Beratung durch WirtschaftSwiffen -
schaftler noch weiterhin verzichten würden ; sie würden sonst
mit Recht den Vorwurf der Rückständigkeit und der ungenügen -
den Jnterefsenwahrung des steuerzahlenden Volkes verdienen .

Es sei aber abschließend nochmals mit allem Nachdruck be-
tont , daß eine Reform des kommunalen Revisionswesens
diesen Namen nur dann beanspruchen kann » wenn sie die vor -
Gehend dargelegten vier Grundvoraussetzungen erfüllt , nämlich

1. in materieller Hinsicht :
а) Ausbau der regressiven Rechnungsprüfung zu einer pro -

phylaktischen Wirtschaftsprüfung und WirtschaftOeratung »
d ) Berechtigung des Wirtschaftsprüfers , seinen Standpunkt

im Gemeindeparlament zu vertreten ,
2. in personeller Hinsicht:

c) richterliche Unabhängigkeit des Wirtschaftsprüfers , und
б) wirtschaftswissenschaftliche Borbildung desselben .

Wird eines dieser wesentlichen Erfordernisse nicht oder nur
unvollkommen erfüllt , so wird die Reform auf halbem Wege
stehen bleiben und nur eine scheinbare Lösung sein .

* Kiebe Nr . 18. Ig und 20 der „Karlsr . Ztg .
"

Letzte Nachrichten
Kevavattonskottfevenz

am 3 <X3utti ?
Die englisch -französischen Verhandlungen

WTB . Paris , 26. Jan . (Tel .) Zu der gestrigen Nnter -
redung des französischen Ministerpräsidenten L a v a l und des
französischen Finanzministers mit dem englischen BotschafterLord Tyrrell , berichtet der „Matin ", Lord Tyrrell habeLaval eine » Textentwurf vorgelegt , der von dem englischen
Schatzamtsdelegierten Leith - Roß ausgearbeitet wordensei. Danach schlägt England nun vor, am 30 . Juni mit
Deutschland Verhandlungen aufzunehmen ,in der Hoffnung , daß bis dahin die W ä h r u n g s - und
Wirtschaftslage sich genügend weiter entwickelt habenwerde », um nutzliche Verhandlungen zu erlauben .

Wie weiter gemeldet wird , sind gestern von England offen -bar ganz bestimmte Forderungen , die über das Jahr Juli1932 bis Juli 1933 hinausgehen , gemacht worden . Dem „Echode' Paris " zufolge , halte man englischerseits an dem Ver -
langen fest, daß die Reparationskonferenz im Mai oder Juni
zusammentrete und eine Regelung vornehme , die sich minde -
stens auf eine Reih « von Jahren erstrecke. Was die Art die -
ser Regelung anbetreffe , so genüge es , zu sagen , daß sie ein
absolutes Moratorium , das heißt die Unterbrechung aller deut -
schen Zahlungen , umfassen solle, auch der, die das gegenwärtigin Kraft befindliche Hoover - Moratorium habe bestehen lassen .
Wahrscheinlich seien weder Laval noch Flandin geneigt , diesenPlan anzunehmen , der in der Praxis die einfache Beseitigungder deutschen Reparationen bedeuten würde , ohne Rücksicht aufdas , was die Bereinigten Staaten hinsichtlich der Kriegsschul -den tun oder nicht tun würden . Die Grenze dessen, was
Frankreich zugestehen könne , sei in einer Erneuerung des
Hoover - Moratorlums einschließlich der darin enthaltenen
Sicherungsbestimmungen für einen Zeitraum vom 1. Juli1932 bis 1. Juli 1933 zu erblicken. Anßerdem imrfe nach
französischer Ansicht die Reparationskonferenz im Mai oder
Juni bezüglich der Zukunft nicht über den Zeitpunkt von zweiJahren vorwegnehmen .

Keine englisch -französische Einigung
WTB . London , 26. Jan . Zur gestrigen Pariser Unterre¬

dung zwischen dem britischen Botschafter in Paris und den
französischen Ministern will „Times " wissen, daß dabei die
Auffassungen der beiden Regierungen sich etwas genähert hät -
ten . Im Gegensatz hierzu meldet „Daily Telegraph " aus
Paris , anscheinend hätten sich weder die französische noch die
britische Regierung vom Fleck gerührt . Die britische Regierung
bestehe nach wie vor auf einem absoluten Moratorium ohne
Rücksicht auf die Haltung Amerikas . Andererseits betrachtedie französische Regierung das Hoover -Moratorium als das
äußerste Zugeständnis , das sie Deutschland machen könne . Die
Zusammenkunft zwischen Laval und Macdonald werde schwer-
lich in dieser Woche stattfinden .

Ov. Gövdelev über Autarkie
Die Notwendigkeit des Preisabbaues

CRB . Berlin , 26. Jan . (Priv .-Tel .) Der Reichskommis -
sar für Preisüberwachung , Dr. Gördeler , sprach in der Ge -
schäftsführerkonserenz der Hauptgemeinschaft des Einzelhan -
dels über sein Amt und seine Ziele . Der Preisabbau — so
führte er aus — sei hier der Ersatz für eine WährungSent -
Wertung , wie sie England und die nordischen Staaten durch -
geführt haben , um so auf eine andere Preisbasis zu kom-
men . Die Not im eigenen Lande dränge jedes Volk zurSelbsthilfe . Deshalb sei ein dämonischer Zug zur Autarkie
vorhanden , dem sich niemand ganz entziehen könne . Länder
mit hoher Jndustrieentwicklung müßten aber selbst bei größter
Pflege des Jnnenmarktes eine solche Autarkie mit einem star -
ken Rückgang der Lebenshaltung bezahlen . Darum gelte es ,alles vorzubereiten , um den mit Sicherheit in wenigen Iah -
ren eintretenden Rückschlag der Enttäuschung aufzufangen .Seine Tätigkeit erstrecke sich auf die verschiedenen Elemente
der Preisbildung , von der Erzeugung bis zum Absatz an den
letzten Verbraucher . Es heiße : arbeiten , sparen , Kapital neu
zu bilden .

Dt Gördelers Ausführungen über die Autarkie unterstrich
dann das Vorstandsmitglied der Hauptgemeinschaft , Dr. Tibur -
tius , der gleichfalls betonte , daß die Autarkie keinesfalls zu
einer gewollten Entwicklung erhoben werden dürfe . Er schil»derte die Wirkungen der Notverordnung aus Preise , Unkosten
und Kreditfähigkeit der deutschen Wirtschaft und erklärte , ein
niedrigeres Preisniveau sei nur möglich, wenn auch die Ein -
kaufspreise und Kosten des Einzelhandels zurückgeschraubt
würden . Zum Wagcmannsche « Projekt erklärte Dt Tiburtius
weiter , es trage gefährliche Tendenzen einer Preissteigerung
in sich.

vom völkevb ««dSvai
WTB . Genf , 26. Fan . (Tel . ) Der « slkerbundSrat hielt

heute vormittag nur eine kurze Sitzung ab. Er nahm die Be -
richte einiger technischer Organe zur Kenntnis . Der Rat be-
faßte sich gestern nachmittag mit dem chinesisch -japanischen Kon -
flitt . Der Vorsitzende Paul Bonrour richtete an die japani -
schen und chinesischen Vertreter den Appell, sich sofort mit ihren
Regierungen in Verbindung zu setzen , damit den Ereignissenin Schanghai , wo die Javaner mit Landung droben , Einhalt
geboten werde -

» Das neue Stillhalte¬
abkommen

Das Stillhalteabkommen , das jetzt zwischen den Ver -
tretern ausländischer Gläubigerbanken und den Mitglie -
dern des deutschen Schuldnerausschusses in Berlin zu -
stände gekommen ist, stellt zweifellos einen finanzpoliti -
scheu und moralischen Erfolg für Deutschland dar . Das
bisherige Stillhalteabkommen wird nach dieser neuen
Übereinkunft um ein Jahr verlängert . Es bezieht sich
auf alle kurzfristigen , ausländischen Verbindlichkeiten
deutscher Banken und deutscher Handels - und Industrie -
firmen , und zwar auch auf die erst nach dem 1. März
J932 während der Dauer des neuen Abkommens fällig
werdenden Verbindlichkeiten . In dem Abkommen ist die
Möglichkeit einer Kürzung der Kredite um

'
10 Prozent

ab 1 . März vorgesehen . -
Die ganzen Verhandlungen in Berlin standen im

Zeichen eines erfreulichen Verständnisses für die außer -
gewöhnlich schwierige Situation der deutschen Wirtschaft .
Und der Bericht der ausländischen Bankiers , mit wel -
chem das neue Abkommen der Öffentlichkeit übergeben
wird , legt beredtes Zeugnis von dieser Tatsache ab . Er
wird so zu einem der wirksamsten Instrumente in un -
serem Ringen mit Frankreich . Ein Teil der Pariser
Presse hat das auch sogleich ganz richtig erkannt . Ein
Pariser Blatt schreibt bereits davon , daß dieser Bericht
jetzt schon die „Opposition darstelle gegen die eventuel¬
len wirtschaftlichen und finanziellen Sanktionsmaßnah -
men , die Frankreich unter Umständen Deutschland ge -
genüber anwenden könnte ".

Es ist klar , daß eine solche Sanktionspolitik der gan -
zen Tendenz dieses Berichts glatt ins Gesicht schlagen
würde . Denn , was Deutschland auch nach der Einsicht
der Bankiers der ganzen Welt gebraucht , ist eine pfleg -
liche Behandlung , ist ein verständnisvolles Entgegen -
kommen , ist ein ruhiges und vertrauensvolles Zuwarten
in Verbindung mit Maßnahmen , die uns und unsere
Wirtschast helfen können . Eine Politik bewußter Schä -
digungen ist jedenfalls mit dem Geist dieses Berichts
völlig unvereinbar .

Und das alles um so mehr , als der Bericht ausdrücklich
feststellt , daß die deutsche Regierung , die deutsche Wirt -
schaft und das gesamte deutsche Volk die allergrößten
Anstrengungen gemacht haben und noch machen und die
schwersten Opfer bringen , um sich unter Verhältnissen ,
wie sie bisher noch nie erlebt worden sind, zu behaupten .
Das ist eine Erklärung , deren moralischer Wert sehr hoch
veranschlagt werden muß . Und nicht minder gilt das
von dem anderen Satze des Berichts , daß die in den
letzten Jahren Deutschland gegebenen Kredite im we-
sentlichcn durchaus wirtschaftlich angelegt worden sind.
Der ausländische Geldgeber großen und kleinen Formats
hat also nicht die geringste Veranlassung , anzunehmen ,
daß sein Geld in Deutschland für nutzloses Zeug verpul -
vert wurde . Und , wo in ganz bestimmten Bezirken des
öffentlichen Lebens in den letzten Jahren tatsächlich hie
und da zu üppig gewirtschaftet worden ist, da hat schon
die tiefeingreifende , auf dem Grundsatz äußerster Spar -
samkeit ausgebaute Finanzreformpolitik Brünings für
Remedur gesorgt .

Ausdrücklich stellt auch der Berliner Bericht des pri -
vaten Gläubigerausschusses fest, daß nunmehr alle Hemm -
nisse für eine gesunde Entwicklung der Wiederaufbau -
kräfte des deutschen Wirtschaftskörpers beseitigt werden
müssen , und daß dies nicht ohne ganz bestimmte positive
Maßnahmen der Regierungen und Völker möglich sein
werde . So lehnt sich der Bericht eng an den des Basler
Sonderausschusses an . In mancher Beziehung geht er
in der Formulierung noch über ihn hinaus . Handelte
es sich doch in Berlin um einen Ausschuß von Privat -
leuten , denen in der Bekundung ihrer Ansichten keine
Fesseln amtlicher Natur auferlegt sind. Deutlich war
ja schon der Basler Bericht , aber dieser neue Bericht ist
eben noch deutlicher . Es kommt nur darauf an , ob
Frankreich hören will oder nicht. Für Reparationszah »
lung und für Sanktionsmaßnahmen ist im Rahmen einer
Politik , wie sie dieser Bericht empfiehlt , jedenfalls kein
Platz .

Das Büro der Sozialistischen Internationale faßte am Mon -
tag in Köln unter dem Vorsitz Banderveldes eine Entschließung ,in der von den sozialistischen Parteien die Ausübung eines
Druckes auf Regierungen und Parlamente zur Lösung der
Kriegsschulden - . Revarations - und Abrüstungsfrage gefordert
wird .



Die Antwort des Reichskanzlers an Hitler
Der Wortlaut

Im Nachstehenden geben wir die Antwort des
Reichskanzlers Dr. Brüning an den Führer der
Nationalsozialisten , Adolf Hitler , im Wortlaut wie -
der , nachdem wir bereits in den letzten Nummern
kurze drahtlich übermittelte Auszüge gebracht ha -
ven . Das Schreiben des Reichskanzlers lautet :

„Sehr geehrter Herr Hitler !

In Ihrem Auftrage überreichte mir am IL . d . M . der Reichs -
tagsabgeordnete Goering Ihre Denkschrift , in der Sie Ihre Ab-
lehnung meiner Anregung eines verfassungsändernden Reichs -
gesetzes, betreffend die Verlängerung der Amtszeit des Herrn
Reichspräsidenten , darlege » . Da Sie aus Gründen , mit denen
?ch nichts zu tun habe , Ihre Denkschrift veröffentlichten , sehe
ich mich genötigt , meine Antwort gleichfalls der Allgemeinheit
zugänglich zu machen .

Sie begründen Ihre Haltung mit verfassungsrechtlichen und
mit politischen Bedenken .

Ihre verfassungsrechtlichen Bedenken sind unbegründet . Sie
gehen von nicht zutreffenden Voraussetzungen aus . Es hat
sich niemals , wie Sie meinen , um ein „Aufheben " der die Wahl
des Reichspräsidenten betreffenden Bestimmungen der Wei «
marer Verfassung gehandelt . Niemals ist davon die Rede ge-
wesen , daß der „verfassungsmäßig niedergelegte Hergang der
Wahl des Reichsoberhauptes " verlassen werden sollte .

Meine Absicht ist vielmehr von vornherein dahin gegangen ,
wie es Ihnen gegenüber klar zum Ausdruck gebracht ist , die
Amtsdauer der geschichtlichen Gestalt des jetzigen Herrn Reichs-
Präsidenten aus Gründen des Gesamtwohles des deutschen
Volkes um eine gewisse Zeit im Wege der Gesetzgebung zu ver-
längern . Die Frage , ob eine derartige Verlängerung der Amts -
dauer des Herrn Reichspräsidenten verfassungsrechtlichen Be -
denken unterliegt , ist selbstverständlich von der Reichsregierung
geprüft worden , bevor mit Ihnen in Verbindung getreten
wurde . Nach dem Ergebnis dieser Prüfung ist die Verlange -
rung der Amtsdauer durch ein versafsungsänderndes Gesetz zu-
lässig . Das ergibt sich aus Artikel 76 der Reichsverfassung ,
der ausdrücklich bestimmt , daß und in welchen Formen die ge -
seygebenden Körperschaften die Verfassung ändern können . Der
Satz : ,/Die Perfassung kann im Wege der Gesetzgebung geün -
dert werden "

, ist allgemein gefaßt und es ist kein Grund er -
sichtlich, warum nicht in den Fornjxn des verfassungsändernden
Gesetzes von der Regelung des Artikels 43 , Ms . 1 der Reichs -
Verfassung , wonach das Amt des Reichspräsidenten sieben Jahre
dauert , im Einzelfall sollte abgewichen werden können . Ilm

. « in solches verfassungsänderndes Gesetz , das übrigens die Be¬
stimmungen des Art . 43, Abs. 1 der Reichsverfassung , über die
Amtsdauer des Reichspräsidenten als solche bestehen lassen
würde , handelte es sich, und nicht , wie Sie in Verkennung der
Rechtslage anzunehmen scheinen , um eine „Wahl " des Reichs -
Präsidenten durch den Reichstag , durch die der Reichspräsident
.den „wechselnden Zufällen parlamentarischer Majoritäten aus -
. geliefert werden würde "

. Die grundsätzliche Bestimmung des
Art . 41 , Abs. 1 der Reichsverfassung , wonach der Reichspräsi -
>dent vom ganzen deutschen Volk gewählt wird , würde also durch
»in Gesetz, wie es die Reichsregierung im Auge hatte , in keiner
.Weise berührt , geschweige denn „ausgehoben " werden . Es geht

'
auch deshalb fehl , wenn Sie meinen , daß man bei einer bloßen
Verlängerung der Amisdauer im Wege der Gesetzgebung folge -
richtig auch ein Recht des Reichstags , den Reichspräsidenten
abzusetzen , anerkennen müßte .

Schließlich darf nicht übersehen werden , daß zum Zustande -
kommen eines Reichsgesetzes die Beschlußfassung des Reichstags
allein genügt , und daß bei einem verfassungsändernden Gesetz,'wie es hier in Frage gestanden hätte , nicht nur dem Reichs -
Präsidenten , sondern auch dem Reichsrat das Recht zugestanden
haben würde , das vom Reichstag beschlossene Gesetz zum Volks-
entscheid zu stellen.

5hre politischen Argumente muß ich als unsachlich zurück -
weisen ; während meine Anregung in der Präsidentschaftsfrage
ausschließlich von nationalen , überparteilichen Gesichtspunkten
diktiert war , halten Sie mir eine ausschließlich von Ihren par¬
teipolitischen nationalsozialistischen Gesichtspunkten gesehene ,
in allgemeinen Wendungen sich ergehende Darstellung der
deutschen Nachkriegsentwicklung entgegen . Diese Darstellung
geht an den wichtigsten Borgiingen dieser Zeit vorbei. Ich be -
daure dieses Nachspiel unserer einer großen nationalen Auf -
gäbe gewidmeten Aussprache , muß aber zur Steuer der . Wahr -
heit Ihren Theorien durch den Hinweis auf die Tatsachen ent -
gegentreten .

Sie behaupten , mein « Anregung in der Präsidentschaftsfrage
habe letzten Endes die Erhaltung des „heutigen Systems " be-
zw« tt . Dieses „System " habe in 13jähriger planmäßiger Zer¬
störungsarbeit Deutschland zum Ruin geführt . Nur die Über -

Windung dieses „Systems " verspreche innere Gesundung und
außenpolitische Erfolge . Deshalb müßten Sie sich meiner An -
regung versagen .

Ich muß es ablehnen , mit Ihnen in eine Diskussion über
Schlagwortbegriffe einzutreten . Wer den Ernst einer schweren
Aufgabe völlig erkennt , wird niemals seine Zuflucht zu einem
Schlagwort nehmen .

Vom vaterländischen Standpunkt aus muß ich es auffällig
finden , daß Sie die Hauptursache der deutschen Not auf Partei -
politische Verhältnisse zurückführen. Nach fast allgemeiner Auf -
fassung ist der Bersailler Bertrag mit seiner politischen und
wirtschaftlich-finanziellen Ungerechtigkeit nnd Unvernnnst der
entscheidende Grund unserer deutschen Not und zum großen
Teil auch der Weltnöte .

Alle deutschen Wiederaufbauversuche wurden dadurch immer
wieder zerstört , die deutsche Währung erschüttert und schließlich
die Einheit des Reiches selbst bedroht . Wenn das Reich ge-
rettet wurde , so ist das nur geschehen durch das Zusammen -
stehen aller deutschen Volksgenossen ohne Unterschied der Par -
teien .

Sie gehen an diesem wesentlich durch außenpolitische Ver -
Hältnisse geschaffenen Sachverhalt ebenso vorbei , wie Sie die
heutige deutsche Wirtschastsnot vom Standpunkt Ihrer Partei -
ideologie als kurzerhand dem von Ihnen bekämpften „ System "
zur Last legen . Auch an diesen Tatsachen gehen Sie vorbei .

Eine ungeheure Wirtschaftskrise hat , wenn auch in ver -
schiedenem Ausmaße , die meisten Länder der Erde erfaßt . Sach -
kundige Männer aller Länder haben sich über die Ursachen
dieser Krise geäußert und sühren sie aus gewaltige Struktur -
Wandlungen zurück , die die Weltwirtschaft durch den Krieg selbst
und seine Folgeerscheinungen erfahren hat Die industriell
fortgeschrittensten Länder trifft diese Krise am stärksten durch
die Geißel der Arbeitslosigkeit . Daß unter diesen Ländern
Deutschland am härtesten erfaßt wurde , ist die Folge davon,
daß der deutsche Wirtschaftskörper durch die Blutentziehungen
des Bersailler Vertrags in seiner eben gekennzeichneten lang -
jährigen Handhabung sowie durch die Reparationsleistungen in
seiner Widerstandskraft besonders geschwächt war .

Ich muß Sie deshalb davor warnen , diese Dinge ausschließ -
lich von Ihrem parteipolitischen Gesichtspunkte aus darzu -
stellen . Auch eine Reichsregierung , die eine Ihrer Auffassung
entsprechende Zusammensetzung hätte , stünde vor den genann -
ten wirtschaftlichen Tatsachen und müßte auf dem Wege wei -
terschreiten , der der von mir geleiteten Regierung durch eben
diese Tatsachen aufgenötigt worden ist . Wenn Sie im übrigen
meine Anregung in der Präsidentschaftssrage als ein Produkt
der Angst .des „Systems " vor dem Nationalsozialismus bezeich-
nen . so können Sie damit meine Mitarbeiter und mich nicht
treffen .

Durch das Vertraue » des Herrn Reichspräsidenten auf un -
sere Posten gestellt , tu » wir nach besten Kräften unsere Pflicht .
Wir kennen nur ein Ziel :

Die Rettung des Vaterlandes aus seiner großen Not . über
unsere Erfolge steht jedem das Urteil frei . Unser gutes Ge -
wissen aber lassen wir uns von niemand bestreiten . Es gibt
uns die Kraft , ohne Furcht den Weg zu gehen, , den es uns vor -
schreibt .

Wir scheuen daher auch das Urteil des deutsche» Volkes über
unsere Maßnahmen nicht .

Wenn Sie die von Ihnen gewünschte Beseitigung des „Herr-
schenden Systems " als einen außenpolitischen Gewinn bewerten
zu sollen glauben ,

~so mutz ich Ihnen die Verantwortung sür
diesen Angriff auf eine Regierung , die alle Kraft an die Bes -
serung der Lage des deutschen Volkes in den kommenden Ver-
Handlungen zu setzen entschlossen ist, überlassen . Es mutz Jh -
nen bekannt sein , wie die ganze Arbeit dieser Regierung von
dem Primat der Außenpolitik beherrscht wird . Sie werden
aber nicht leugnen wollen , daß der außenpolitische Erfolg durch
die Geschlossenheit bedingt ist, mit der die Nation hinter ihren
Unterhändlern steht. Ich kann nur bedauern , daß Sie selbst in
dieser kritischen Lage nicht die Folgerung aus dieser Wahrheit '
ziehen , die sich von selbst ergibt .

Wenn Sie zum Schluß meine Fühlungnahme mit Ihnen als
dem Führer einer , wie Sie sagen , jahrelang versemten Partei
vom Gesichtspunkt der Moral aus beanstanden , so kann ich
Ihnen nur erwidern , daß es nicht das erstemal war , daß ich mit
Ihnen politische Probleme besprach , und daß es andererseits
sich sür mich von selbst verstand , daß ich mich in einer die ganzeNation tief bewegenden Frage auch mit dem Führer der Na -
tionalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei unmittelbar in
Verbindung setzte .

Mit vorzüglicher Hochachtung
(gez. ) Dr. Brüning ."

Sit litauische Diktatur in Stemel
Ein Beschluß de« memelländifchen Landtag«

WTB . Memel , 26. Jan . (Tel .) Der Memelländische Land -
lag hat gestern abend den von dem Gouverneur gegen das
Direktorium des MrmelgebieteS unternommenen Borstoß mit
Erfolg abgewiesen . (Das Memelkand hat bekanntlich Auto -
nomie , die ihm vom Völkerbund „garantiert " wurde und im
Ländtag ein starke Mehrheit gegenüber dein Grotzlitauentum .)
Der Gouverneur hatte in einem Schreiben nachzuweisen ver -
sucht, daß die Organe des Meinelgebietes mit deutschen Stel¬
len Verhandlungen gepflogen hätten , die ihre Kompetenzen
überschritten . Präsident Böttcher erklärte dazu , daß seine
Reise nach Berlin keinerlei politischen Charakter getragen

. habe , nnd daß von „gewissen Verhandlungen " durchaus , nicht
die Rede sein könne . Die Mehrheitsparteien des Landtags
wiesen darauf hin , daß man in Berlin nur ein Absatzgebiet
sür landwirtschaftliche Produkte hätte schaffen wollen . Aus
bestimmten Gründen aber werde diese Angelegenheit aufge -
bausch . Ein Mißtrauensantrag der gr - ßlitauischen Abgeord¬
neten gegen das Direktorium wurde' abgelehnt / '

Ter Generalsekretär des Völkerbund», Drnmmond , soll. zum
Rücktritt entschlossen sein . -

'Volkszählung in Polen . Es liegen nun die amtlichen An.
gaben über die Ergebnisse der in Polen durchgeführten Volks »
zählung vor . Polen hat insgesamt ZI S27 77.? Einwohner .
Gegenüber 1921 ist die Bevölkerung um 5 069 581 , also um
19,9 Ptoz . gestiegen . Fünf Städte , und zwar Kattowitz ,
Czenftochau , Brymberg , Lüblin und Sosnowitz haben mehr
, Is 100 000 Einwohner , so datz Polen jetzt insgesamt (mit
Warschau , Lodz , Leinberg . Posen , Krakau und Wilna ) elf
städt ^ .mit über 100000 Einwohnern zählt . - -

Die Aufhebung des Jesuitenordens in Spanien . Der Präsi »
dens der '

Republik unterzeichnete das' Dekret , durch da?' die
Aushebung des 'Jesuitenordens verfügt wird . Die Mitglieder
des Ordens dürfen ' künftig weder in Gemeinschaft noch e>n°

m '
Spanien 'leben ' nni» der nesamt« Ordensbefttz Witt» be -

Maänabmt .
' r ' ~ " *

Die öffentliche Verschuldung
Nach den Berechnungen in „Wirtschaft und Statistik " betrug

die Gesamtverschuldung von Reich, Ländern nnd Gemeinden
am 31 . März 1931 rund 24 Milliarden Reichsmark . Selbst
bei Eiurechnung der etwa 2,7 Milliarden Reichsmark betragen -
den Verschuldung der reinen öffentlichen Unternehmungen
und Zweckverbände ist der gegenwärtige Schnldenständ niedri¬
ger als vor dem Kriege , denn 'damals betrug er rund 32 Mil -
liarden Mark . Dagegen ist die jährliche Zinslast um rnnd 400
Millionen Reichsmark größer als bor dem Kriege .

Von der gegenwärtigen Gesamtschuld entfallen 1,34 Milliar -
den Reichsmark auf das Reich, 2,17 Milliarden Reichsmark
auf die Länder , 0,64 Milliarden Reichsmark auf die Hanse -
städte und 9,93 Milliarden Reichsmark auf . die Gemeinden .
Seit »ein Fahre 1928 sind weitaus am stärksten die Schulden
der Großstädte gestiegen ; sie weisen nämlich eine Zunahm «
von rund 97 Prozent aus . Die Umschuldungsmaßnahmen
haben sich bisher bei den Gemeinden nur wenig auswirken
könne » . In der Zeit von März 1930 bis März 1931 hat die
kurz - und mittelfristige Jnlandsschulb der Gemeinden und Ge -
meindeverbände nur um 14,2 Millionen abgenommen

Die gesamte Auslandsschuld der Gemeinden beträgt nur .
etwa 8 vom Hundert der Reuverschuldung .

EntPolitisierung der Schulen . Reichsinnenminister Gröner
hat, nachdem er bereits vor einiger Zeit mit den Jnnenmini -
stern der Länder Fühlung genommen hatte , die KnltuÄmjnister
der Länder zum nächsten Sonntag zu einer Konferenz in das
Reichsinnenministerium eingeladen . Es sollen die Frage der
EntPolitisierung der Schulen und die damit im Zusammen -
hang stehenden Probleme erörtert werden .

• Beschlagnahme der „Süddeutschen Arbeiterzeit «» «" . Da «
Stuttgarter Polizeipräsidium teilt mit : Die Rummer 18 der
„Süddeutschen Arbeiterzeitung " vom 23. Januar 1932 ist tvuf
Grund der ersten und zweiten Rotverordnu »̂ zur Bekämpfung
politischer Ausschreitungen wegen Anreiz zum Ungehorsam fgegen Ge fetze und rechtsgültige Verordnungen bes«blaanähmt [
worden. •—

Die Durchführung
der Notverordnung

Aus der Praxis des Preiskommissars
In Verhandlungen des Reichsprciskommissars mit der M «»

taUwarenindustrir ist bestimmt worden, daß Preiskataloge , die
vor dem 31. Dezember 1931 gedruckt worden sind , einen Auf -
druck erhalten müssen , aus dem für das Publikum die in -
zwischen eingetretene Senkung der Listenpreise ersichtlich ist.

Der Reichskommissar hat festgestellt , datz nach Auslösung der
Preisbindungen in der Emaillewarenindustrie die Preise unter
dem Druck des Konkurrenzkampfes dauernd gesunken sind . Um
zu erreichen , datz die von der Emaillewarenindustrie in der
letzten Zeit durchgesührte Preissenkung den Konsumenten zu »
gute kommt , wird die für Emaillegeschirre bestehende Brutto -
Preisliste zurückgezogen , um statt dessen eine Konsumentenliste
mit berichtigten Preisen herauszugeben . Die Listen werden
in allen einschlägigen Geschäften zur Auslage kommen .

Der Faßbiergroßhandel hat beschlossen, ab 1 . Februar 1932
über die von den Brauereien vorzunehmende Preissenkung hin-
aus seine jeweils örtlich festgesetzten, allgemeinen , am 8. De -
zember 1931 geltenden Zirkularpreise für eingeführte inlän -
dische (sog . echte ) Biere weiter um eine Reichsmark je Hekto-
liter zu senken.

was geschiebt mit den &5CCC Öfter
Abiturienten?

Die Ueberfüllung der akademischen Berufe
Im Anschlutz an eine Konferenz im ReichsinnenministerimS »die sich mit der Frage der beruflichen Eingliederung der an

Ostern zur Entlassung kommenden Abiturienten beschäftigt «,wurde über die Lösungsmöglichkeiten dieses brennenden Pro -
blems Bericht erstattet .

Rund 4L 000 Abiturienten werden Ostern die höheren Schu -
len verlassen . Schon jetzt gibt es schätzungsweise 40—60 00C
stellungslose Akademiker. Andererseits werden bei Zugrunde -
legung von 379 000 berufstätigen Akademikern in Deutschland
in normalen Zeiten jährlich höchstens 1 «)—12 000 Stellen frei .
Voraussichtlich werden also in nächster Zeit sür jeden frei -
werdenden Posten 2 bis 3 Anwärter zur Verfügung stehen ,
nicht gerechnet die bereits stellenlosen Akademiker . Diese er -
schüttelnden Zahlen und Tatsachen zwingen dazu , die Abi -
turienten vor dem Studium zu warnen , besonders gilt dies
für weibliche Personen . Die Zahl der Studentinnen ist gegen
3700 im Jähre 1913/14 auf jetzt rund 20 000 angewachsen .

Ein Aufruf der »Eisernen Front -
Die Reichskampsleitung der „Eisernen Front " wendet sich

in einem Aufruf an alle deutschen Männer und Frauen frei -
heitlicher Gesinnung , mitzukämpfen sür „Volkskräste gegen
Diktatur , sür soziale Gerechtigkeit , für wirtschaftliche Gesun -
dung , für außenpolitische Freiheit , Frieden und Völkerberstän -
digung und wider alle Feinde der demokratischen Republik ."

Die „Eiserne Front " will nicht eine Partei sein , so heißt es
in dem Aufruf . Sie bestehe aus de» Einheiten des Reichs -
banners , den Arbeitersportler » und den freiheitlich gesinnten
Gewerkschaftlern . Ihr Sinn gelte der bedrohten Freiheit des
deutsche» Volkes . Eiue unerhörte Krise habe die deutsche Wirt -
schast schwer erschüttert , Millionen der besten deutschen Arbeiter
seiern . In dieser Zeit der Not wollen herrschsüchtige Leute
die Rechte eines freien Staatsbürgers rauben . Im Hitleris - :
muö habe sich diese wirre Zeit einen gewalttätigen Götzen ge-
geben . — Die Reichskainpflejtuug der „Eisernen Front " er -
klärt , die „Eiserne Front " Müsse in allen Bezirken des Reiche?
bis zum 21 . Februar formiert sein .

Bturze üoMNeit
Reichsbahn und Tribute . Zu einer von Münchener Blätter «

verbreiteten Meldung über einen angeblichen französische «
Plan , die Abtretung der Deutschen Reichsbahn zu verlangen
und sie für Rechnung der Tributgläubiger auszubeuten , wiich
in Berlin erklärt , daß ein solcher Plan der Reichsregierung
nicht vorliegt , über ein derartiges Ansinnen auch nicht
handelt werden würde .

Wiedereinführung der Stener - Berzugszuschläge . Wie au»
dem Reichssinanzministerium mitgeteilt wird , wird in den näch¬
sten Tagen eine ueue Verordnung erscheinen , in der die Steuer -
Verzugszuschläge vom 1 . Februar ab wieder eingeführt wer -
den . Sie sind im Gegensatz zu den alten Verzugszuschlägen
auf i 'A Proz . halbmonatlich festgesetzt worden .

Redeverbot gegen Goebbels . Der Berliner Polizeipräsident
hat gegen den nationalsozialistischen Abg . Dr. Goebbals Rede¬
verbot erlassen . '

Geheimrat Dr. v . Frey f . In Würzburg ist Geheimrat Prof .Dr. med . , Dr. phil . h . c . Max v . Are», der seit 32 Jahren an
der Universität den Lehrstuhl für Philosophie inne hatte , im
80 . Lebensjahr gestorben .

Der deutsche Gesandte protestiert in Kowuo . Der deutsche
Gesandte in Kowno > M »rähi , hat bei der litauischen Regierung
Protest gegen einen Überfall litauischer Studenten auf die
„Deutsche Buchhandlung " in Kowno am 21 : d . M erhöben und
Bestrafung der Schuldigen verlangt .

Keine Regierungsbeteiligung der RSDAP in Hessen. Der
Gauleiter der NSDAP in Hessen , Ländtagsabgeordneter Len »,
lehnte in einer Rede die Beteiligung seiner Partei an der
Regierungsbildung entschieden ab , bis die NSDAP allein die '

'Macht haben werde .
Der Danziger « olksentscheid. Der von den Kommunisten

veranlatzte und von der Sözialdemoträtie unterstützte Volks -
entscheid zur Auflösung des Danziger Volkstages ist geschei-tert . Es wurden insgesamt abgegeben : 77 109 Stimmen , da-
von mit Ja 73 331 Stimmen . Wahlberechtigt waren ^28 044.
Zum Gelingen des Volksentscheides hätte die Hälfte der Wahf -
berechtigten abstimmen müssen , das sind 114 (>23.

-kleine Sbvonit
■ Im Favag - Pr » ,eß in Frankfurt a . M . kann die Beweisänf »
nähme als geschlossen gelten . Der Erste Staatsanwalt veab -
sichtigt, am 8. Februar mit seinen Plädoyers zu beginnen

In Frankfurt a . M . hat die Kriminalpolizei drei Schülr »
höl>erer Lehranstalten festgenommen , die seit Wochen Autodieb «
stähle begangen haben . . Sie unternahmen mit den gestohlenen
Wagen Schwarzfahrten und ließen die ÄZagen dann in irgend «
einer abgelegenen Gasse stehen .

Wegen des ZugzusammenstoßeS bei Moskau , bei dem 68 Per -
fönen ums Leben kamen, wurden die Angeklagten zu Gefiing «
nisstrafen von VA bis 10 Jahren verurteilt .

In einem Bergwerk im Rhondda -Tal in Südwales wurde »
in der vergangenen . Nacht durch eine Explosion 10 Bergl «« te
getötet . Von den 30 im Schacht befindlichen Bergleuten k«? n»
ten 20 gerettet werden . Man befürchtet , daß die bisher AM
geborgenen sechs Bergleute nicht mehr am Leben find.
weiteren Meldungenwurden bereits 10 Todesopfer geborgen
Ei » Retter «rlaa einer Gasvergiftung • s

II



Vekömpfuug des Krebses
Dank dem Opferwillen der badischen Bevölkerung , war es

dem Badischen Landesverband zur Bekämpfung des Krebses
möglich, aus dem Sammlungserträgnis der int November 1930
durchgeführten „Radiumspende " die zur Behandlung der Krebs -
kranken zunächst dringend nötige Radiummenge (720 mgr .)
zu beschaffen und den drei Krankenanstalten : Universität -
Frauenklinik in Freiburg , samariterhaus in Heidelberg und
Ttädt . Krankenhaus in Karlsruhe zu je 240 mgr . zn über¬
geben. Es schweben nun noch Verhandlungen , um auch die
Behandlung mit dieser aus öffentlichen Mitteln beschafften
kostbaren Substanz für die in Betracht kommenden Kranken
-Mitglieder der Krankenkassen , Fürsorgeträger usw . ) möglichst
zu verbilligen .

In welchem Maße die Ausgaben für praktische Fürsorge
(Krankenhausbehandlung , Bestrahlung , Ernährungsbeihilfen ,
Asylierung usw.) angewachsen sind, geht aus der ständig stei-
genden Antragsziffer hervor ; diese betrug im Jahre 1931
334 gegenüber 235 im Vorjahre . Da die Beitragseinnahmen
infolge der Zeitverhälliiisse stark zurückgegangen sind und zur
Bestreitung dieser Ausgabe » nicht mehr ausreichen , hat der
Arbeitsausschuß in seiner Sitzung am 5. Januar 1932 be-
schlössen , einen Teil des Ergebnisses der im Jahre 1932 durch-
zuführenden Sammlung für praktische Fürsorgezwecke zu ver -
wenden . , . > . .

Der Stand des RbeinbvüttenbaueS
in Mannheim

Die Arbeiten am Rheinbrückenbau Mannheiiu - Ludwigshafen
schreiten rüstig vorwärts . Der Eisenbau ist bis auf ein kleines
Endstück am Ludwigshafener Ufer fertiggestellt und wird bis
Ansang Februar wohl vollendet sein . Aus der Ludwigshafener
Seite sieht die Erstellung der neuen Bahnrampen ihrer Boll -
endung schon in einigen Tagen entgegen , nachdem vor Wochen
schon die neue Unterführung an der Heinigstraße vollendet
worden war . Am Schillerstraßendurchgang wird der eiserne
Mittelpseiler , der durch die neue Trägerwand wegfällt , zur
Zeit beseitigt . In Vorbereitung befindet sich die Erweiterung
und Höherlegung der Unterführung im Zuge der Munden -
heimer Straße . Die Rampen auf der Mannheimer Seite ha -
den die künftige Höhe schon erreicht und in groben Zügen die -
tet sich dem Beschauer schön das künftige Bild .

Landwirtschaftliche Tagnng in Nvnchsal
Badischer Pflanzenzucht - und « aatbauverein

Der aus dem Badischen Pflanzenzuchtvereiii hervorgegan -
gene Badische Pflanzenzucht - und Saatbauverein hielt in
Bruchsal seine gut besuchte erste Generalversammlung ab . Ne -
ben Vertretern des Ministeriums des Innern und der Stadt -
Verwaltung hatten zahlreiche landwirtschaftliche Genossen -
sä« ften Vertreter entsanöt .

Nach Begrüßung durch den Vorsitzenden , « aatzuchtdirektor
Hdljenstatt , Stratzenheim , gab Geschäftsführer Or. Sieber ,
Rastatt , ejnen Tätigkeitsbericht . Dem Verein gehören heute
an 74 tätige Mitgliedes drei Saatbauorganisationen und
etwa 30 fördernde Mitglieder . Die Hauptaufgabe des Vereins
besteht darin , in Baden einen erfolgreichen Saatgutbau durch -
zuführen . Die Herbstverkaufsperiode habe einen einigerma¬
ßen befriedigenden Verlauf genommen . Für 1932 wird mit
einer Vergrößerung der Saatgutanhaufläche gerechnet . — Die
weiteren Verhandlungen galten dann dem Austausch von Er -
fahrungen . Rothweiler , Karlsruhe , sprach über die genossen -
Hchaftliche Saatgutvermittlung , während Landwirtschastsrat
© r. Sieb er die Gegenwartsfragen im badischen Saatgutbau
erörterte . ^ Die nächste Generalversammlung findet in Frei ,
bnrg i . Br . statt .

Der Nachmittag bracht« e» e offen,licht Versammlung , die
von Landwirten der Bruchsaler Gegend sehr stark besucht war .
Der geschäftsführende Direktor der Badischen Landwirtschafts -
lamryer , Dr . v. Engelberg , hielt einen Vortrag , in dem er ein
Bild der agrarpolitischen Lage entwarf . Die ^Landwirtschaft
müsse daraus bestehen , daß die Eingriffe des Staates in den
Wirtschastsablans nicht nur zu ihren Ungunsten erfolge . Eine
der entscheidenjten Fragen der deutschen Agrarpolitik sei ge-
Unwärtig die Kreditfrage . In erster Linie müßten Möglich -
keiten für neue Realkredite geschaffen werden . Dr . v . Engel¬
derg kam dann eingehend auf die Zwangseingriffe des staa -
tes in bezug auf die Tabat - und Zuckerrübenanbausläche sowie
auf das Reichsmilchgesetz zu sprechen . Die Verhältnisse hat -
ten sich in den vergangenen Monaten so zugespitzte daß ein«
straffe Organisation der Produktion und des Absatzes in der
Milchwirtschaft nicht mehr zu umgehen sei. Die Landwirt -

' schast müsse jedoch eine vernünftige Handhabung der Linzel -
nen Bestimmungen verlangen . In der Frage der Außen -
Handelspolitik sei die neue Zollermächtigungsordnung von ganz
entscheidender Bedeutung . Sie stelle eine selbstverständliche
Abwehrmaßnahme gegen ein - . Valutadumping verschiedener
Länder dar . Im Hinblick aus die Absperrung zahlreicher
Lander gegen die Einfuhr deutscher Waren sei es ,edoch
fraglich , ob wir 1932 mit einem nennenswerten Auswhruber -
schuß rechnen könnten . Der einzige Weg sei nach dem Bei -
spiel des Auslandes , die Einfuhrsperre oder die Einsuhrkon -
tin ^entierung . . . „- aatzuchtdirektor Hvlienstatt behandelte d »e ^ elb,thit,cnia « -
normen des Landwirts innerhalb seines Betriebes in der
jetzigen Rotzeit . Beid e Redner ernteten reichen Beifall .

Aus der badischen Landwirtschaft
Badijche Landes -Gefliigelaussteltung i » Mannheim . Die . als

Wanderausstellung alljährlich in Baden stattfindende Landes -
Geflügelausstellung sand diesmal in Mannheim statt . Ihr .
nächstjäbriger Ausstellungsort ist Mosbach . Die Pramiie ^ung
der . 75» ausgestellten . Tiere erfolgte am Freitag durch Preis -
richter aus Baden . Seve » und Pfalz . Am Samstag wurde
die Ausstellung durch den Gauvorsitzende,i Nagel , Mannheim ,
eröffnet . Landwirtschastsrat Setter vertrat den Präsidenten
der Bad . Landwirtschästskammer . Die Abstellung will einen
Überblick 'über die badische Geflügelzucht und den Zuchtern
und Tierhaltern für die besten Rassen und die praktischste
Pflege Anregungen geben . Die 196 Aussteller wurden mit
teilweise sehr wertvollen Geldpreisen Hedacht. Mit der Aus -
steltung war eine von heimischen Züchtern verbundene Pelz -
tierschau verbunden . • ■

Tagung des Land - und Forstwirtschaftlichen « rbeitgeberver -
binde » . Aus der ördsntk . Mitgliederversainmlung des Land - .
und Forftwirtschasitichen Arbeitgeberverbandes am Mittwoch ,
de» 27 . Januar in Karlsruhe wird für den erkrankte » Güter -
direttor Buh - der Pros . Dr. Wehrle von dir Technischen .Soch -
schule einen Vortrag halten , und zwar über das Themar „Die
Krise des Geldes und ihre Folgen » ib Forderungen fitr die
landwirtschaftlichen Arbeitgeber " .

Seeiaabe des -Unieevichts
an Sastnacht 1932

Der Mnister des Kultus und Unterrichts erließ an die Auf -
sichtsstellen und Leiter der dem Staat unterstellten Schuleneinen Runderlaß wegen der Unterrichtsregelung am Fastnacht ?-
dienst »«.

Danach bleibt die Unterrichtssreigaüe wiederum auf den
Nachmittag dieses Tages beschränkt . Wo sich historische Ge -
bräuche im Sinne der Bekanntmachung des Innenministers
(Zulassung althergebrachter , historischer Kostüme ) an einemanderen Tage (Donnerstag vor Fastnacht bis Fastnachtsmon -
tag ) abspielen , kann der freie Nachmittag aus diesen Tag ver -
legt werden . Wegen einheitlicher Regelung der Unterrichts -
freigäbe sollen sich die Schulbehörden der einzelnen Orte gegen -
seitig ins Benehmen setzen . Für Aschermittwoch kann der
Schulbeginn gemäß den kirchlichen Bedürfnissen auf 10 Uhrfestgesetzt werden .
Der Wettevba « de « Neuen ilnivevsttitt

in Heidelberg
Die Verhandlungen zwischen der badischen

'
Regierung undder Stadt Heidelberg wegen der Errichtung des letzten Flügelsdes Universitätsneubaues sind , wie der „Frkft . Ztg . " berichtetwird , soweit vorgeschritten , daß für das Frühjahr mit dem Be -

ginn der Bauarbeiten gerechnet werden kann .Über die Unterbringung von Post und Oberrealschule , die
auf dem Gelände des Neubaues bisher standen , ist jetzt eine
Einigung erzielt worden , die nur noch der Genehmigung der
Stadtvertretung bedarf . Danach soll die Schule für die näch -sten Jahre in die Lehrerbildungsanstalt verlegt werden , die zurZeit geschlossen ist ; wenn späterhin die Lehrerbildungsanstaltdie Räume wieder braucht , wird der Staat in einem anderenGebäude Ersatz schaffen . Sobald die Genehmigung durch denStadtrat erfolgt ist, wird mit dem Abbruch der alten Häuserund den Arbeiten für den Neubau begonnen werden können .Es sollen in ihm vor allem das Geographische und das Histo¬rische Seminar untergebracht werden . An dem Verlangen ,daß der ebenfalls aus dem Baugelände stehende sogenanntevexenturm erhalten bleibe , hält die Stadt hartnäckig fest, ob-wohl dadurch die Lösung der Bauaufgabe erschwert wird . DieKosten des^ Baues werden durch den noch nicht verbrauchtenRest der Stiftung des früheren amerikanischen BotschaftersSchurman gedeckt .

Aus der badifche« Industrie
Das Basaltwerk Hoheustoffeln stillgelegt . Mit Beginn diesesJahres mußte das Basaltwerk Hohenstofsel .,bei Singen seinenBetrieb stillegen . Durch diese Stillegung werden 30 Personenarbeitslos . ^

Gemeiudevuudsthau
Senkung städtischer Tarife

In seiner letzten Sitzung hat der Stadtrat Weinheim be-schlössen, den Gaspreis von 18 aus IVA 3U pro Kubikmeter ,den Lichtstrompreis von 40 auf 37, den Kraftstrompreis von2o auf Jtfif pro Kilowattstunde zu senken . Für Groß -
abnehmer und Vertragsabnehmer tritt eine entsprechende Sen -kung gleichfalls ein . Weiter beschloß der Stadtrat , die Mietenm

o Neubauwohnungen rückwirkend vom 1 . Januar 1932 abum 8 Prozent zu ermäßigen . Bevor jedoch diese Beschlüsseendgültig in Kraft treten , wird sich der Bürgerausschuß damitzu befassen haben .
Die Elektrizitätsgesellschast Triberg , die ihren Abnehmern ,soweit s,e erwerbslos , sind, schon seit langer Zeit - den Stromzum halben Preise liefert , hat jetzt auch für die Kurzarbeiter ,soweit die wöchentliche Arbeiisdauer weniger als drei Tagebetragt , mit gewissen Einschränkungen hinsichtlich der Ver -

brauchshöhe , dieselbe Vergünstigung zuteil werden lassen .
Der Stadtrat Freiburg beschloß, die Mieten für die derStadt gehörenden Altwohnungen um 10 Proz . zu senken . Die

Zinsen für städtische Baudarlehe » sollen von 3 auf 2,5 Prozentgesenkt werden , ebenso werde, , die Gebühren für Müll . Ka -nal - und Stratzenreinigung gesenkt, der Gaspreis um 2, alsoinsgesamt um 8 Prozent , ermäßigt , über die Herabsetzungdes Strompreises und der Straßenbahntarife wird demnächstentschieden .
Der Stadtrat Millingen hat beschlossen , de » Gaspreis fürHaushalt und Gewerbe ui» 1 Rpf . pro Kubikn,eter zn senkenu,ri> auch den Tarif für Großverbraucher entsprechend zu er -

mäßigen . Infolge Vertragsvcrhandlungen mit Laufenburgsteht die Strompreissenkung noch aus . -
Nachdem die Gas - und Elcttrizitätsversorgungsgesellschastni . b . H . Singen , an der die Stadtgemeinde Singen mit über50 Prozent beteiligt ist , schon zu Beginn des Jahres 1931eine Gaspreissenkung um 1 Rpf . pro Kubikmeter vorgenom -

men hatte , ermäßigt sie jetzt für den Januar - Verbranch den
Preis um weitere 2 Rpf .

Nach der Mannheimer Ratliausjchlacht. -Verschiedentlich istdie Auffassung vertreten worden , daß . nach - dem - ergebnis -
losen Verlauf der letzten Bürgerausschußsitzung in Mannheimder Oberbürgermeister bzy>. der Stadtrat auf Grund der Ar -
tikel 10 und 11 der badischen Haushaltsnotverordnung vom9. Oktober das Recht habe , die nicht erledigten Vorlagen ^ Ge -
bührensenkungen usw ., von sich aus in Kraft zu setzen . Wie
das Städtische Nachrichtenanu mitteilt , ist der Oberbürger -
meister nicht berechtigt , die erforderlichen Anordnungen von
sich .aus zu treffen , da die nicht mehr erledigten Vorlagen
nichts mit der Erreichung un .d Erhaltung des Ausgleichs des
Gemeindehaushalts zu tun habe » . . Aus . dezn gleichen Grunde
kann auch die Beschlußfassung des Bürgerausschusses nicht
durch eine Abordnung der Staatsaussichtsbehörde ersetzt wer -
de» . -Die Möglichkeiten des weiteren Vorgehens werden z . Z .
eingehend geprüft . Eine Entscheidung darüber wird ' in der
nächsten . Stadtratssitzung fallen . ,

500000 RM . städtisches Defizit in Karlsruhe . . In . einer
Unterredung teilte Oberbürgermeister l)r. Finter dem Vertre¬
ter der „Bad . Presse " mit , daß sich das neue - Defizit im städti -
schen Haushalt auf etwa 500 000 RM . beziffert . .

Freiburger Etatssorgen . Der Stadtrat Freiburg beschäs -
tigte sich in seiner letzten Sitzung mit deni Haushaltplan für
1931 . Dabei wurde festgestellt , daß die Reichsüberweisungs -
steuern , die 1648 800 RM . erbringen sollten , um mindestens
287 000 RM . hinter dem soll zurückbleiben . Räch dem Haupt -
Voranschlag soll der Voranschlag des Forstamts ' mit einem
Einnahmeüberschnß von 19700 RM .- abschließen . Infolge der
stark gesunkenen Holzpreise mußte der Holzhieb in den Stadt -
Waldungen eingestellt werden . Es wird sich daher ein Fehl -
betrag von 134 100 RM . ergeben , was gegenüber den« Soll
eine Verschlechterung von 153 800 RM . ist . Mit Wirkung vom
1 . April 1932 wird die Gebäudesondersteuer - um 20 Prozent
gesenkt werden , was « inen Einnahmeaussall von 990 000 RM .
ergibt . Außerdem müssen in den . Rechnungsjahren - 1932 bis
1936 für die Uinschuldung - der - Gemeinden 8 v. H . des Auf¬
kommens verwandt werden . Das -bedeutet , daß die-Stadt Frei -
bürg , die sehr wenig - Schulden hat , etwa 348 O00. RM . für . Siez
Umschuldung anderer Städte und Genieinden anfbring «»
mnß .

SWS dev sandeshauvtttadi
Badische Lichtspiele - Konzer,haus . „Erzherzog Alera ».ders erste Liebe ' betitelt sich eine Handlung , die in eine »ungarischen Städtchen spielt . Dabei gerät er an die Schweste ,eines Arztes , deren Bruder sich schützend vor sie stellt . Ein «

recht spannende und abwechslungsreiche Handlung . — Im Bei¬
film bewundern wir schöne Aufnahmen von dem Strande de,
Ostsee , wobei wir die Arbeit der Fischer kennenlernen . — Di >
prächtige Stadt Augsburg mit ihren altehrwürdigen Baute ,
sehen wir dann in einem Beifilm .

Wegen groben Unfugs gelangen ein verheirateter 25 Jahr ,altiir Dentist und ein gleichaltriger lediger Kaufmann zur An
zeige , weil sie in der Nacht zum Dienstag in der Kaiserstraß -,als Angehörige gegnerischer , politischer Parteien in eine ,Streiterei durch Handgreiflichkeiten die Ordnung störten .

Wetterbericht der Bad . Landeswetterwarte , Karlsruhe , von
Dienstagmorgen : In der Rheinebene hat sich der Nebel aesterrden ganzen Tag über gehalten . Heute früh liegt er als Hochnebel in 500—700 Meter Höhe. Darüber herrscht noch Wolken,
loses Wetter . Das kontinentale Hochdruckgebiet hat sich in .
zwischen westwärts verstärkt ; sein Kern lag mit 785 Millimeter
heute über England . Es besteht daher die Möglichkeit , daß wiraus Norden zeit »>eilig Bewölkung durch Zufuhr kalter ozeani -
scher Luft erhalten , « oraussage : Im wesentlichen Fortdauerder trockenen Witterung , zeitweise bewölkt , Temperaturen in
tiefen Lagen etwas ansteigend .

Wafferstiinde : Waldshut 198 minus 4 , Basel 3 plus 2,Schusterinsel 57 unverändert , Rheinweiler 170 minus 2, Kehl207 minus 1 , Blaxau 379 minus 10, Mannhein , 266 minuS 4,Caub 201 minus 8 Zentimeter . .

iKuvze Aachvithte « aus Vadeu
bld . Heidelberg , 25. Jan . Dem ..Heidelb . Tagbl ." zufolgewurde » im Jahre 1931 beim Amtsgericht Heidelberg 26 000

Zahlungsbefehle erlassen , von denen etwa 13 000 zu Zwangs -
Vollstreckungen geführt haben .

DZ . Baden - Baden , 25. Ja » . Geheimrat Freiherr von Reck
tritt zum 1 . Februar in den Ruhestand . Aus diesem Anlaß
sand in der Badanstaltenkommission eine schlichte Abschiedsfeier
statt . Dabei ergriff Ministerialrat Arnsperger vom Innen -
Ministerium das Wort , um namens des Ministers , des Mini¬
sterialdirektors und in seinem eigenen Namen dem ScheidendenDank und Anerkennung für die großen Verdienste auszufpre -
chen , die dieser sich während seiner Amtszeit als Oberamt -
mann , Polizeidirektor und Vorsitzender der Staatlichen Bäder -
Verwaltung erworben hat . Für die Stadtverwaltung sprach
Oberbürgermeister Elfner , für die Ärzteschaft MedizinalratDr . Auerbach .

bld . Freiburg , 25. Jan . Nach einer Mitteilung der Verwal -
tung der Reuen Kliniken sind in der 1 . und 2. Klasse der medi -
zwischen und chirurgischen Klinik zur Zeit säintliche Betten be¬
legt , in der 3. Klasse 70—80 Prozent der verfügbare » Betten .

DZ . Freiburg i . Br, , 25. Ja » Die Arbeiten im Sternwald -
tuiinel an der Höllentalbahnlinie sind soweit gefördert worden ,
daß noch für diese Woche mit dem Durchstoß des Tunnels zu
rechnen ist . Eine Strecke von etwa 50 Retern ist noch abzu -
tragen . Die Arbei *?» , die in letzter Zeit außerordentlich stark
gefördert worden sind, um den etwa 320 Meter langen Tunnel
zu vollenden , würden von beiden Seiten aus durchgeführt .

Handel und tvivtschatt

Devisennotierungen der Reichsbank
«Amtlich »

Amsterdam 100 G.
Kopenhagen 100 Kr.
Italien . . 100 L.
London . 1 Pfd .
New York . 1 D .
Paris . . ■ 100 Fr .
Schweiz • • 100 Fr .
Wien 100 Schilling
Prag . . . . 100 Str.

26 . Januar«tU> «rw Selb Srici
169 .48 169.82 169.58 169 .92
80 .02 80.18 79.22 79.38
21 .08 21.12 21 .08 21 .14
14.63 14.57 14 .38 14.42
4 .209 4 .217 4.209 4 .217
16.56 16.60 1657 16 .61
82 .10 82.26 . 82.10 82 .26
49 .95 50.05 49.95 50.05
12 .465 12 .485 12.465 12.485

25 Januar

Nach de,» Ausweis der Reichsbank vom 23. Januar 1932 hat
sich in der dritten Januarwoche der Umlauf an Reichsbank -
noten um 183,6 Millionen auf 4198,0 Millionen Reichsmark ,
derjenige an Rentenbankscheinen um 6,3 Millionen aus 405,9
Millionen Reichsmark verringert . Die Bestände an Gold und
deckungsfähigen Devisen haben sich um 13,4 Millionen auf
1107,7 Millionen Reichsmark , vermindert . .Im einzelnen habendie Goldbestände um 9,8 Millionen aus 956,4 Millionen Reichs¬
mark und die Bestände an . deckungsfähigen . Devisen um . 3^SMillionen aus 151,3 . Mllwnen .Reichsmark abgenomme » . Die
Deckung der Roten durch Gold und deckungsfähige Devisen be-
trägt 26,4 Proz . gegen 25,6 Proz . in der Vorwoche.

Zahlungseinstellung - i« Lörrach . Die Bantkoininandite
Grether & Co ., eine der wenige » noch bestehenden oberbadi -
sche» Privatbankfirmeii , hat am Montag die Zahlungen ei,i -
gestellt und ihre Schalter geschloffen. Die Insolvenz ist aus
größere Debitorenausfälle und vermutlich auch auf Zurück -
ziehnng schweizerischer Einlage » zurückzusühceu . Es wurde
die Liquidation beantragt . Der Status der Bank ist, wie ver -
sichert wird , aktiv , so daß , eine ruhige Abwicklung vorausgesetzt ,die . Gläubiger voll befriedigt werden dürften . Die Übernahme
der Abwicklungsgeschäste durch - ein anderes Bankinstitut steht
in Aussicht . . . . . .. . . . .

Gläubigerversammlung ' Bautha »«' Vogt Siachf. P . Bartz ,
Bonndorf . Eine Sonntag nachmittag in Bouiidorf abgehaltene
Versammlung - des in Zahlungsschwierigkeiten befindlichen
Bänkhauses Arthur Vogt Nachf. (Jnh , P . Bartz ) stimmte grund »
sätzlich einem gerichtlichen Liquidatiousvergleich ^ zu und wählte
einen Gläubigeräusschuß , der ' die weiteren schritte beraten
soll. Die Überschuldung beträgt bei einem Gesamtschuldenstand
von rund 100 000 rund 70 (XX) Hin. Dir schon länger latent
gewesene Insolvenz trat insolge der Bankenkrise im Juli 1931
in ein akutes Stadium , als es nicht gelang , sestgesrorene
Außenstände zu mobilisieren . Nach Ansicht der Gläubiqerver -
sammlung soll ein Konkurs vermiede » werden .

~~ England zahlt Kredite zurück. Wie Havas berichtet , wird di«
Bank von England am 1 . Februar den Rest der Kredite zurück-
erstatten , die ihr am 1 . August von der Federal Reseruebauk
und der Bank von Frankreich bewilligt worden waren . Es han -
delt sich um zwei Kredit « von je 25 Millionen Pfund Sterling .Am 1 . November war bereits eine Rückzahlung von je IV Mit -
lionen Pfund Sterling erfolgt , sp daß sich der . Rest auf .je IS
Millionen Pfund Sterling belauft . Durch diese Rückzahlun,wird der Goldbestand , der . Bank , von England nicht geschmaleit .
„Times " ^sagt : . Dies ist. die . beste Nachricht , die der Geldn« M
seit . Monaten hatte . Sie wird aus vielen Gründen begrüßt
werden , vnrnehmlich aber als ?i» bemerkenswertes Zeichen Irr
stärke ,
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Sie Veziige dev autzevvla « -
mSSise « badiscken Beamten

'
Bekanntlich sind durch das badische Notgesetz vom 9 . Juli

1931 — GBBl . S . 247 — die Bezüge der außerplanmäßigen
Beamten , und namentlich der ledigen , außerordentlich beschnit -
ten und in einer geänderten Vergütungsordnung seinerzeit
neu festgestellt worden . Gegen jene Maßnahme erhoben sich
zahlreiche Beschwerden , in denen wegen der erheblichen Kür -
zung der Bezüge , insbesondere von den ledigen , älteren außer -
planmäßigen Beamten wegen des gänzlichen Wegfalls des Woh -
nungsgeldzuschusses Klage geführt wurde . Auf die größere
Notlage wurde von den verheirateten älteren außerplanmäßi «
gen Beamten sowie von solchen hingewiesen , die noch mittel -
lose Angehörige zu unterstützen hätten , schließlich traten auch
die schwerkriegsbeschädigten , die wegen Kürzung ihrer Ren -
ten durch die Bestimmungen der Reichsnotverordnung vom
6 . Juni 1931 zum Teil schwer getroffen worden waren , mit der
Bitte um Verbesserung hinsichtlich ihrer Bezüge hervor . Den
vorgetragenen Wünschen konnte eine gewisse Berechtigung nicht
aberkannt werden , so daß der Herr Finanzminister nach ge-
« auer Prüfung der Sachlage und im Benehmen mit den übri -
gen Herren Ministern sich zu einer Erleichterung in der An -
Wendung des Notgesetzes auf Grund von § 51 der Besoldungs -
ordnung entschloß , die ab 1 . August 1931 in Kraft trat .

Die damals getroffenen Bestimmungen haben inzwischen
weitere Erläuterungen und Ergänzungen erfahren , auch sind
nunmehr wegen der Kürzungen zufolge der letzten Reichs -
nstvervrdnung für die außerplanmäßigen Beamten besondere
Bestimmungen getroffen worden , so daß es erwünscht erscheint ,
über den Stand der Vorschriften , wie sie seit 1. Januar 1932
Hierwegen gelten , rückblickeiid Aufschluß zu gewinnen .

Die außerplanmäßigen basischen Beamten gliedern sich nun -
mehr nach der Regelung ihrer Bezüge in nicht weniger als

Gruppen .
1 . Außerplanmäßige , am 19. Juli 1931 verheiratet gewesene

Beamte , die an diesem Tag bereits in das 11. Bergütungs -
vienstjahr eingetreten waren (also 10 Bergütungsdienst -
jähre hinter sich hatten ) : sie beziehen ihre vor dem 1 . Au -
gust 1931 gewährte Grundvergütung solange weiter , bis
diese Vergütung nach den neuen Bergütungsvorschriften
durch anfallende laufende Zulagen erreicht ist.

2. Schwerkriegsbeschädigte außerplanmäßige Beamte :
sie beziehen ohne Rücksicht auf ihr Dienstalter die vor dem
1 . August 1931 gewährte Grundvergütung solange weiter ,
bis diese Vergütung nach den neuen Vergütungsvorschrif -
ten durch anfallende laufende Zulagen erreicht ist.

Eine weitere Besserstellung für sie besteht darin , daß für
sie die Änderung des § 5 Abs. 2 des Besoldungsgesetzes
durch das Rotgesetz vom 9 . Juli 1931 überhaupt nicht gilt
(zeitlich unbeschränkt ) , d. h. es wird ihnen bei der ersten
planmäßigen Anstellung die im außerplanmäßigen Beani -
tenbevhältnis bei derselben Dienstlaufbahn zwischen dem
Beginn des Bergütungsdienstalters und der ersten plan -
mäßigen Anstellung liegende Zeit , soweit sie fünf Jahre ,
bei Versorgungsanwärtern vier Jahre übersteigt , auf das
Besoldungsdienftalter angerechnet .

8 . Die dritte Gruppe umfaßt die am 10. Juli 1931 verhei - ,
ratet gewesenen außerplanmäßigen Beamten , die damals
weniger als 19 Vergütungsdienstjahre hatten und Kinder -
» » schlag »der Kinderbeihilfe beziehen :

sie erhalten ihre vor dem 1 . August 1931 gewährte
Grundvergütuna bis zum Schluß des Rechnungsjahres
1931 (als » bis einschließlich 31 . März 1932 ) . Falls hierher
zählende außerplanmäßige Beamte erst nach dem 1 . Au -
gust 1931 infolge Geburt eines Kindes in den Genuß eines

Kinderzuschlags gelangen , so beziehen sie ebenfalls die vor
dem 1. August 1931 gewährte (höhere ) Grundvergütung ,
und zwar vom Tag des Bezugs des Kinderzuschlags an ,
also vom ersten Tag des Monats , in den die Geburt des
Kindes fällt .

4. Außerplanmäßige Beamte , die Bersorgungsanwürter sind,
erhalten vom 1 . August 1931 an die Bezüge eines Ber -
sorgungsanwärters während der Probedienstzeit (75 v. H.
des Anfangsgrundgehalts einschließlich Wohnungsgeld -
zuschuß ) .

6 . Am IV. Juli 1931 ledige außerplanmäßige Beamte , die auf
Grund gesetzlicher oder sittlicher Verpflichtung mittellose
Angehörige unterstützen und denen deshalb auf Grund von
§ 56 des Einkommensteuergesetzes vom Finanzamt eine
Ermäßigung der Einkommensteuer zugestanden worden ist :

sie erhalten einen Wohnungsgeldzuschuß in Höhe von
zwei Drittel des für verheiratete außerplanmäßige Beamte
zuständigen Wohnungsgeldzuschusses bis einschließlich 31 .
März 1932.

Auf Grund besonderer Zusage des Herrn Finanzmini -
stets im Landtag anläßlich der Verhandlungen Über das
Notgesetz vom 9. Juli 1931 erhalten diejenigen ledigen
außerplanmäßigen Beamten , welche noch nicht in den Ge -
nutz des ermäßigten Wohnungsgeldzuschusses gelangten ,
vom 1. Oktober 1931 an 39 v. H. des Wohnungsgeld -
Zuschusses, der ihnen vor dem 1 . August 1931 gewährt wor-
den ist. Ist ein -solcher Beamter in die planmäßigen Be -
züge vorgerückt und mit seiner Grundvergütung infolge
Änderung durch das Notgesetz in einen niedrigeren Grund -
Vergütungssatz zurückgekommen , für den ein niedrigerer
Wohnungsgeldzuschuß gilt , so erhält er auch nur 39 v . H.
dieses niedrigeren Wohnungsgeldzuschusses .

6 . In der sechsten Gruppe befinden sich alle diejenigen außer -
planmäßigen Beamten , die keinerlei Boraussetzunge « nach
Ziffer 1—S geltend machen können :

auf sie finden die Bestimmungen des Notgesetzes vom
9. Juli 1931 uneingeschränkt Anwendung .

(Schluß folgt .)

Reichsarbeitsminister Stegerwald
zur Gehalts ' und Lohnpolitik

In einem Interview , das der Reichsarbeitsminister dem
Chefredakteur des Wolfffchen Telegraphenbüros gewährt hat ,
führte iDn Stegerwald u . a . aus :

„Nun wird mir als Arbeitsminister schon seit längerer Zeit
sowohl in Beamten - wie in Gewerkschaftskreisen in der Ge -
Halts - und Lohnpolitik eine Haltung unterstellt , die mit den
Tatsachen im schroffsten Widerspruch steht. Wahr ist folgendes :
Ich war im Jahre 1927 Gegner von Art und Ausmaß der
damaligen Besoldungspolitik und habe mich in den Jahren
1929/39 dafür eingesetzt , daß die Beamten entweder mit einer
Gehaltskürzung bedacht oder an der Krisenfürsorge für die
Opfer der Arbeitslosen beteiligt werden müßten . Mit den bei-
den Gehaltskürzungen in der Notverordnung vom Juni und
Dezember v . I . habe ich gar nichts zu tun , weder als Anreger
noch als Einpeitscher . Vielleicht glauben mir die Beamten fol -
gende nüchterne realpolitische Erwägung : letzten Mai sagte
mir eine Arbeiterdeputation , eS müsse nochmals kräftig an . die
Beamtengehälter herangegangen werden . Ich gab ihr zur Ant «
wort : Bildet euch doch nicht ein , daß eine wesentliche Kürznng
der Beamtengehälter (Zweidrittel aller Beamten sind untere
Beamte ) ohne Rückwirkung auf die Löhne in der Privatwirt -
schaft bleiben wird und bleiben kann . . . Nach der Reichstags -
Wahl im September 1939 stellte sich heraus , daß die Etats der
öffentlichen Hand in 1931 nicht in Ordnung zu bringen waren
ohne eine Senkung der Beamtengehälter . Die rückläufige
amtliche Lohn - und Gehaltspolitik hat also nicht ihren Aus¬

gangspunkt genommen bei den Schiedssprüchen der »schlich,
tungsinstanzen in der Privatwirtschaft , sondern ist zwangs .
läufig bestimmt worden durch die unausgeglichenen Etats der
öffentlichen Hand , so steht es auch jetzt wieder/ '

Aber noch ein anderer Satz aus dem Interview verdient
besonders festgehalten zu werden , nicht nur wegen der Erläu -
terung der eben behandelten Zusammenhänge , sondern wegen
einer anderen Feststellung , die gerade aus dem Munde Dr .
Stegerwalds besonders schwer wiegt : „Nun kann man aber
bei Beamten die Gehälter nicht teilweise unter das Friedens -
gehalt v »n 1913 herabsetzen , bei de« Reichs - , Länder - , Ge-
meinde -, Reichspost - und Reichsbahnarbeitern , bei de« Berg -
und Hüttenleuten die Löhne wesentlich herabsetzen und in,
übrigen alles beim alten lassen ."

Stegerwald gibt also zu , daß durch die neue Nötoerordnung
die Beamtengehälter teilweise unter das Friedensgehalt von
1913 herabgesetzt werden .

Diese Äußerungen Stegerwalds dürften in der Beamten -
schaft Aufsehen erregen . Widerlegen sie doch die bisher allge -
mein vorhandene Ansicht, daß sich der Reichsarbeitsminister
mit der beamtenfeindlichen Stimmung identifiziert , die in den
Kreisen der christlichen Gewerkschaften zu den wiederholten
Rufen nach einer Kürzung der Beamtengehälter geführt hat .
Bei aller Gegnerschaft gegen die Besoldungserhöhung von
1927, zu der er sich auch in diesem Interview wieder bekennt ,tritt Stegerwald ausdrücklich der Forderung christlicher Arbei »
tervertreter entgegen , daß man kräftig an die Beamtengehäl -
ter herangehen solle, indem er auf die engen Wechselbezie-
hlingen zwischen Beamtenbesoldung und allgemeinem Lohn«
Niveau hinweist .

Achtung für die Bersorgnngsanwärter
mit Uebergangsgebührnisten !

Die Zivilvers »rgung
in der Rotverordnung vom 23. Dezember 1931

Der Vierte Teil der Notverordnung des Reichspräsidentenvom 23. Dezember 1931 enthält wichtige Bestimmungen fürdie Zivilversorguna und die Versorgungsanwärter . In den
§ § 1 und 2 des Artikels 1 werden Einberufungen von Ver -
forgungsanwärtern verfügt .

Artikel 2 bestimmt , daß die Kosten der getrennten Haus -
haltführung bei Berforgungsanwärtern , die der Wehrmachtund dem Reichswasserschutz entstammen , in Zukunft unter
der Bezeichnung „Abwesenheitszuschuß " aus Reichsmitteln
gezahlt werden .

Die Artikel 3 und 4 bringen wichtige Änderungen de«
Wehrmachtversorgungsgesetzes und der Anstellungsgrundsätze .

. Nach Artikel 3 verlieren in Zukunft Versorgungsanwärter ,die eine Einberufung in eine Beamtenstelle ablehnen oder
sich innerhalb der ihnen gestellten Frist nicht erklären , ihre
ubergangsgebührnisse .

Alle Versorgungsanwärter müssen also nun ernsthaft ihre
bestehenden Vormerkungen daraufhin prüfen , ob sie auch be-
reit sind , bei ergehenden Einberufungen diese anzunehmen .
Besteht diese Absicht nicht in allen Fällen bestehender Bonner -
kungen , dann müssen die Behörden schleunigst geboten wer -
den, diese Vormerkungen zu streichen .

Zur Durchführnug dieser Maßnahmen verfügt der Ar -
tikel 5 der Notverordnung , daß alle Versorgungsanwärter , die
Qbergangsgebührnisse beziehen , bis zum 31 . Ja mar 1932
den Behörden , bei denen sie vorgemerkt sind , mitzuteilen ha -
ben , welches Versorgungsamt die ltbergangsgebührnisse zahlt .

Bei Neubewerbung von Versorgungsanwärtern muß das
Bewerbungsgesuch die gleichen Angaben enthalte « . Wenn
diese Angaben fehlen , wird der Versorgungsanwärter nicht
vorgemerkt .

Krauereigesellschaft vormals K. Moninger , Karlsruhe
Bilanz per 30 . September 1S3t

Aktiva : SM
Jmmobilienkonto . . . . . . . i . 3 097 904,—
viaschinenkonto 150 000,—
Mobiliarkonto . . 191 000,—
Fastagekonto 76 000, —
Fuhrparkkonto < 65000, —
Kassakonto . 46 501,82
Effektenkonto 384 958,23
Debitoren und Bankguthaben . . . . 2696677,21
Borrätekonto ; ; . . 603 817,14

Aktienkapitalkonto
Stammaktien
Borzugsaktien

Reservefondskonto

Passiva -

> . . 3 400 000, —
■ . 5 000, —

7 310958,40

3 405 000,
400000,—

Spezial -ReservefondSkonto 150 000,—
Delkrederekonto . . . . . . . 150 000,—
Hypothekenkonto 643 999,—
Obligationenkonto .
Dividendenkonto (verfallene , noch nicht ein -

gelöste Dividenscheine )
Skuerkonto (noch nicht fällige Steuern )
Kreditorenkonto
Gewinn - und Verlustkonto XM

a ) Bortrag 61217,25
b ) Bruttoüber - XS

schuß 1930/31 418 851,71
c) Abschreibung 244 971,50 173 880,21

57 700,—

1 324,80
272 952,05

1994 885,09

235 097,46
7 310958,40

Gewinn - und Verlustkonto
Per 30 . September 1931

So « ,
Abschreibungen :

Jmmobilienkonto
Maschinenkonto .
Mobiliarkonto .
Fastagekonto . .
Fuhrparkkonto .

Reingewinn . - .

m
77 434,27
38 803,99
70206,54
25 079, —
33 447,70

m

244971,50
235 097,46
480 068,96

Haben :

Gewinnvortrag 1929/30
Betriebsüberschuß 1930/31 418 851 .71

480 068,96

61 217,25

Laut Beschluß der heute stattgehabten Generalver -
sammlung wird der Dividendenschein Rr . 42 der
Stammaktien unserer Gesellschaft mit 20,— XS ab¬
züglich 10 */, Kapitalertragssteuer an der GeseUschasts -
kaffe oder bei den hiesigen Bankhäusern Beit L. Hom.
burger . Deutsche Bank «ad Discouto- Gesevschast Male
Karlsruh », Straas & 6 »., von heute an eingelöst .

Karlsruhe , den 16. Januar 1932. L .6K4

Der Vorstand .

In der am 16. Januar 1932 stattgehabten ordent-
lichen Generalversammlung wurde
Herr Kommerzienrat Karl Moninger in Karlsruhe
de« AufsichtSrate zugewählt .

Ausgeschieden find die Herren Baurat a D - Karl

Sretzß
in Karlsruhe und Kommerzienrat Richard

fell ln Karlsruhe - L-6S3
Karlsruhe , den 21 . Januar 1932.

Der Vorstand .

B .633 . Karlsruhe . Über
das Vermögen der Firma
Ernst Lützerath , Buch -,
Papier - u . Schreibwaren -
Handlung in Karlsruhe ,
Gabelsbergerstr . 1 , wurde
heute vormittaa 314 Uhr
das Vergleichsverfahren zur
Abwendung des Konkurses
eröffnet . Veräußerung von

Bermögensstücken nur mit
Zustimmung der Ver -

trauensperson . Vertrau -
ensperson ist : beeid . Bü -
cherrevisor Moritz Seifer -
Held in Karlsruhe . Kreuz -
straße 3 . Vergleichstermin
ist am Mittwoch , den 24.
Februar 1932, vormittag ?
11 Uhr vor dem Amtsge -
richt Karlsruhe , Akademie -
straße 8, 2 . Stock, Zimmer
Nr . 159. Der Antra « auf
Eröffnung oes Verfahrens

nebst Anlagen , sowie das
Ergebnis der weiteren
Ermittlungen sind auf der
Geschäftsstelle zur Einsicht
der Beteiligten niederge -
legt . Karlsruhe , den 22.
Januar 1932. Geschäfts -
stelle des Amtsgerichts
A 4.

Mittwoch , 27 . Januar 1932
* A 16. tMittwochmiete >

Th . - Gem . 101—200 und
1001—1100

Singspiel v . Ralph Benatzky
Dirigent : Schwarz
Spielleitung : Herz

Mitwirkende :
Blank , Genter , Jank , Sei -
berlich, Seiling , Müllich ,
Brand , Ernst , Gemmecke, I
Grötzinger , Höcker, Hospach,
Kalnbach . Kloeble, Luther .
Mehner , P Müller , Prüter ,

Hölzer . G . Grötzingen
Jung , Kilian , Kleinbub ,
Kühr . Lindemann . Meher ,
H . Müller , Nagel , Sonntag
Anfang IS Ende 22
Preise D (0,90 - 5,70 XJt )

Do 28 . 1 , Napoleon oder Die
hundert Tage . Fr . 29 . 1 .
Othello . Sa . 30 . 1 . Neu ein -
studiert : Der Widerspensti -
gen Zähmung . So . 31 . 1.
Lohengrin . Im Konzerths .:
Der Vetter aus Dingsda -

Wichtige Neuerscheinung
für tabakbauende Gemeinden :
Maßnahmen zur Förderung des

Inlandtabakbaues
Oberlandwirtschaftsrat
Dr . Franz Meisner

140 Seiten . Mit 15 photographischen Abbildungen.
Preis 3,20 RM.
VERLAG G . BRAUN , KARLSRUHE i. B.INHALT :

Vorwort
I . Einleitung

1. Die Auffindung des Tabaks . 2. Der Tabakbau ia
Deutschland . 3. Das Tabakgewerbe in Deutschland

II . H au pt teil
Maßnahmen zur Verbesserung des Inlandtabakbaues
1. Die Tabakarten und Tabaksorten im Inlandbau . 2. Die
Anbauvorschriften des Deutschen TabakbauverbandM.
3. Die Bedeutung des Bodens im Qualitätstabakbau .
4. Fruchtfolge und Bodenbearbeitung . 5 . Düngungsmaß¬
nahmen zur Verbesserung der Qualität . 6. Züchterische
Maßnahmen. 7. Versuche zur Gewinnung frühsatzreifer
Tabaksetzlinge. 8 . Förderungsmaßnahmen auf dem Felde
bis zur Ernte . 9. Einfluß des Witterungsverlaufes auf die
Qualität der Tabake. 10. Beschädigungen und Krankheiten
des Tabaks auf dem Felde . 11. Ernte und Auftrocknung
unter Berücksichtigung der Erhaltung und Verbesserung
der Qualität . 12 . Versuche mit dem amerikanischen Trock¬
nungsverfahren (fire curing) . 13. Mittel und Wege zur
Verbesserung des Absatzes von Inlandtabak . 14. Organi¬satorische Maßnahmen im deutschen Tabakbau .

III . SekluL
Inlandtabakbau und Tabaksteuergesetzgebung . Zusammen¬
fassung und Ausblick. Literaturverzeichnis , Anlagen, Sta¬
tistiken , graphische Darstellungen und photographische
Abbildungen .

65000 bäuer iche Kleinbetriebe mit rund 350000 Familienan¬
gehörigen haben im Tabakbau eine Arbeitsmöglichkeit gefunden .
Wegen mangelnder Beschaffenheit der Tabake haben sich die
Absatzschwierigkeiten gewaltig vergrößert . Auf Grund eigener
Beobachtungen in der Praxis und als Geschäftsführer des Deut¬
schen Tabakbauverbandes , Sitz Karlsruhe , schildert Dr . Meisner
die Maßnahmen zur Verbesserung des Inlandtabakbaues. Es ist
im Interesse unseres Inlandmarktes und der Landsiedlung
dringend zu wünschen , daß diese Vorschläge bekannt und überall
beachtet werden.

Druck G . Braun , Karlsruh «
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